
Donnerstag, 6. Dezember 2018 19ZÜRICH UND REGION

Das altehrwürdige «Café Schober»
wird von der Stiftung Arbeitskette übernommen SEITE 20
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Zürich soll zur Smart City werden
Der Stadtrat stellt ein Füllhorn neuer Förderinstrumente vor, um die digitale Transformation voranzutreiben

ANDRÉ MÜLLER

Die Digitalisierung war ein Dauerthema
vor den letzten Stadtratswahlen; vor
allem GLP und FDP forderten die Stadt-
regierung zu mehr Tatkraft auf. Es ver-
wundert daher nicht, dass gleich vier
Stadträte am Mittwochnachmittag die
neue Zürcher Smart-City-Strategie prä-
sentiert haben, welche der Gemeinderat
2016 mit einer GLP-Motion gefordert
hatte. Stadtpräsidentin Corine Mauch
(sp.) betonte, dass es um mehr als nur um
Investitionen in neue Technologien gehe.
Niemand solle abgehängt oder ausge-
schlossen werden, auch wenn ihm das
technische Wissen fehle. Die wichtigste
Zielgruppe sei indes die Stadtverwal-
tung. In den Mitarbeitern schlummere
ein riesiges Potenzial, das sich erschlies-
sen lasse.

Im gut zwanzig Seiten umfassenden
Papier ist zunächst viel von Leitlinien und
Zielen die Rede, später wird es konkret:
Die Stadt möchte Geld lockermachen,
damit die Verwaltungsmitarbeiter selbst
innovative und kundenfreundliche Ideen
umsetzen können.Für 2019 beantragt die
Regierung dafür einen Nachtragskredit
von 1,4 Millionen Franken vom Ge-
meinderat. In den Folgejahren will sie bis
zu 2,4 Millionen Franken einsetzen.

Wenig erwähnt wird im Strategie-
papier, dass sich mit effizienteren Prozes-
sen in der Verwaltung auch Geld sparen
liesse. Finanzvorsteher Daniel Leupi
(gp.) sagte darauf angesprochen, dass es
sich dabei schon jetzt um eine Dauerauf-

gabe der Verwaltung handle. Er nannte
als Beispiel das Steueramt, das auch
dank der Digitalisierung das jüngste Be-
völkerungswachstum ohne Stellener-
höhungen bewältigen könne. Auch eine
Avenir-Suisse-Studie habe Zürich dies-
bezüglich gute Arbeit bescheinigt.

Ökologisch, ökonomisch, sozial

Der Stadtrat will mit der Smart City, mit
der besseren Vernetzung von Daten,
Menschen, Infrastrukturen, dreierlei er-
reichen: Erstens soll der Wirtschafts-
standort gestärkt werden, insbesondere
die Rahmenbedingungen für Startups
und Technologiefirmen. Zweitens soll
die «smarte» Stadt noch bessere Lebens-
qualität für alle bieten; explizit auch für
Personen ohne starke IT-Kenntnisse.
Drittens will der Stadtrat die Ressourcen
schonender und nachhaltiger einsetzen,
die digitale Transformation also im Sinne
der 2000-Watt-Gesellschaft anwenden.
Thematisch will die Stadt den Fokus
denn auch auf den öffentlichen Verkehr
(Linien auf Abruf, Elektromobilität und
später autonome Fahrzeuge), auf die
Stadtverwaltung (digitalisierte Angebote
für Externe, Open Government Data,
3-D-Stadtmodell) und auf Mitwirkungs-
tools für Bürger und Quartiere legen.

Die Stadt will sich dafür stärker «kun-
denorientiert» aufstellen, also noch bes-
ser an den Bedürfnissen der Stadt-
bewohner ausrichten. Die Zusammen-
arbeit in der Verwaltung und über sie
hinaus soll verbessert werden; zum Bei-
spiel über neue Formen der Bürger- und
Quartierbeteiligung. Die Bevölkerung
soll weiter standardmässig einfachen Zu-
griff auf alle Behördendaten haben, so-
fern diese nicht geschützt werden müs-
sen. Dieses Prinzip der Open Govern-
ment Data ist nicht neu, Hunderte nütz-
liche Datensätze der Stadtbehörden sind
bereits heute online und offen verfügbar.
Gleichzeitig sollen die Bürgerinnen und

Bürger wo immer möglich selbst einse-
hen und bestimmen können, welche
Daten über sie angelegt werden.

Richtigerweise heisst es in der Strate-
gie auch, dass Zürich nicht vorhersehen
könne, welche neuen Chancen und Risi-
ken der künftige technologische Wandel
mit sich bringe. Als Smart City will sie
möglichst agil darauf reagieren können.
Mit diesen Leitlinien lehnt sich Zürich
stark an die Tallinn-Deklaration an;
darin haben die EU- und Efta-Staaten
2017 die Best Practice in Sachen E-Go-
vernment definiert.

Innovation aus der Verwaltung

Um ihre weit gefassten Ziele zu errei-
chen, sieht der Stadtrat eine üppig be-
ladene Kiste an neuen und bestehenden
Instrumenten vor: Teams aus der Stadt-
verwaltung können sich neu mit ihren
Projekten um sogenannte Innovations-
kredite von bis zu 150 000 Franken be-
werben. Diese müssen den Zielen und
Leitlinien der Smart City entsprechen.
Bevorzugt werden hier departements-
übergreifende Projekte mit Pilotcharak-
ter. Für einzelne Mitarbeiter wird zudem
ein standardisiertes Intrapreneurship-
Programm («Innovationsboxen») aufge-
baut. Sie können quasi als Startup-Un-

ternehmer innerhalb der Verwaltung
innovative Ideen zu konkreten Produk-
ten ausarbeiten. Dafür erhalten sie ein
wenig Geld (1000 Franken), Coaching
und einen Arbeitstag pro Woche Zeit.
Überzeugt der Prototyp, den sie in zwei
Monaten auf die Beine stellen, können
sie ihn mit der jeweiligen Dienstabtei-
lung umsetzen und unter die Bevölke-
rung bringen.

Zürich wird zudem zwei Innovation
Fellowships pro Jahr gewähren. Das
heisst: Expertinnen und Experten, bei-
spielsweise für Informatik, werden zu
Verwaltungsmitarbeitern auf Zeit. Sie
arbeiten während sechs bis zwölf Mona-
ten in einem städtischen Departement
mit, um frische Ideen von aussen in die
Ämter zu tragen. All diese Instrumente
sollen 2019 gestaffelt lanciert werden.

Die Stadt installiert ferner ein Smart
City Lab: Diese Gruppe besteht aus Spe-
zialisten, die aus ihren Departementen
für eine gewisse Zeit entsandt werden sol-
len. Die Gruppe soll «in einem innova-
tionsfreundlichen Umfeld» ausserhalb
der klassischen Verwaltungsstrukturen
Smart-City-Projekte umsetzen und dabei
moderne Managementmethoden nutzen:
kurze Design-Sprints, rasche Entschei-
dungs- und Feedbackzyklen, offene
Strukturen.Die Kosten für das Smart City

Lab – es startet mit fünf Vollzeitstellen –
sollen durch die teilnehmenden Depar-
temente getragen werden.

Sich smart verkaufen

Mit Startups und Privaten will die Stadt
aber auch weiterhin über das Startup-
Förderprogramm Kickstart Accelerator
und sogenannte Hackathons zusammen-
arbeiten. Zu guter Letzt will die Stadt
nicht nur Innovatives tun, sondern auch
darüber sprechen; die Smart City Zürich
wird eine eigene Website erhalten, über
ein zentrales Portal soll die Bevölkerung
zudem unkompliziert erfahren können,
wie und wo sie in städtischen Projekten
mitwirken kann.

Koordinieren wird diese Initiativen
ein neu aufzubauendes Smart-City-Team
aus vier Personen. Eine Steuergruppe
unter der Leitung von Anna Schindler,
der Direktorin Stadtentwicklung, wird
das Team begleiten und kontrollieren so-
wie der erweiterten Wirtschaftsdelega-
tion des Stadtrats berichten. In dieser
Delegation sitzen fünf der neun Zürcher
Stadträte: die Stadtpräsidentin Corine
Mauch, Daniel Leupi (Finanzen),
Michael Baumer (Industrielle Betriebe),
Raphael Golta (Soziales) und Andreas
Hauri (Gesundheit und Umwelt).

Die Verwaltung soll beim technologischenWandel mit innovativen Projekten überzeugen. C. BEUTLER / KEYSTONE

Dünn und oberflächlich oder umfassend und ambitioniert?
flu./amü. · Das Strategiepapier kommt
bei der Initiantin grundsätzlich gut an. Es
entspreche in den grossen Zügen ihren
Vorstellungen, sagt die Grünliberale Isa-
bel Garcia, die als Gemeinderätin zu-
sammen mit zwei Parteikollegen den An-
stoss zur Digitalisierungsstrategie ge-
geben hatte. Sehr erfreulich sei die Auf-
nahme des Smart City Lab. Dieses
Gefäss erlaube, dass neue Ideen schnell
einem Praxistest unterzogen würden.
«Damit wird verhindert, dass für unaus-
gegorene Vorhaben unnötig Steuergeld
ausgegeben wird.»

Für Garcia erhält der Datenschutz je-
doch zu wenig Gewicht. Hierzu seien
klare Bestimmungen notwendig, die
Digitalisierung dürfe nicht auf Kosten
der persönlichen Freiheit gehen. Auch
die Bereiche Wirtschaft und Bildung fin-
det sie «oberflächlich» abgehandelt. Es

brauche Ideen, wie Unternehmen ihren
Austausch mit der Stadt schneller und
effizienter erledigen könnten und wie
Schülern das Programmieren näher-
gebracht werden könne.

Skeptischer äussern sich die Bürger-
lichen. Es sei grundsätzlich gut, dass der
Stadtrat sich des Themas annehme, sagt
FDP-Präsident Severin Pflüger. Das
Papier sei aber immer noch sehr schwam-
mig formuliert. «Meine Sorge ist, dass zu
viel Zeit für Koordinationssitzungen ver-
wendet wird – und zu wenig digitalisiert
wird», sagt Pflüger. Der Wandel müsse in
den Ämtern stattfinden, wo die Mit-
arbeiter die Prozesse kennen.

Auch SVP-Gemeinderat Stefan
Urech ist noch nicht zufrieden. Er ver-
misst zwei Aspekte, wie er sagt: Zum
einen müsse die politische Führung die
Zusammenarbeit über die Departe-

mente hinweg vorantreiben. In Sachen
Digitalisierung sei die Strategie zudem
noch sehr vage und wenig konkret, mög-
liche Effizienzgewinne würden zu wenig
thematisiert. «Doch wo Prozesse verein-
facht werden können, fallen eben auch
Stellen weg. Daran hat der Stadtrat aber
kein Interesse.»

Rundum zufrieden gibt sich die SP.
Der Stadtrat zeige auf, wie die Chancen
der Digitalisierung genutzt werden sol-
len, ohne dass sie zu neuen sozialen Grä-
ben beitragen, schreibt sie in einer Mit-
teilung. Gemeinderat Jean-Daniel Strub
hofft, dass die angestrebten Ziele jetzt
ambitioniert verfolgt werden. Zudem sei
es wichtig, dass wie beabsichtigt der
Schnittstelle zur Privatwirtschaft und zur
lebendigen Entwicklerszene das nötige
Gewicht eingeräumt werde. «Smart City
darf nicht im Elfenbeinturm stattfinden.»

Zürich soll nun zeigen,
wie klug es ist
Kommentar auf Seite 11

BEZIRKSGERICHT ZÜRICH

Türkisches Paar
nimmt naive
Landsleute aus
Teure «Unterstützung» im Umgang
mit dem Strassenverkehrsamt

Etwas verloren sitzt ein jüngerer Mann
mit Dreitagebart und cooler grauer
Mütze im Zuschauerbereich im Bezirks-
gericht Zürich. Als ihn der Richter über
den Dolmetscher anspricht, stellt sich
heraus, dass er als Privatkläger gegen das
auf der Anklagebank sitzende Betrüger-
paar eingeladen worden ist, den Prozess
zu verfolgen.Allerdings hat der aus dem
Irak stammende Mann den Sinn des
amtlichen Schreibens nicht verstanden.
Er glaubt, dass er aussagen müsse. Als
ihm sein Irrtum klargemacht wird, murrt
er verärgert, dass er eigens einen freien
Tag eingezogen und auch Auslagen für
die Reise gehabt habe. Dann solle er sich
halt einen schönen Tag machen, gibt ihm
der Richter lakonisch zu verstehen.

Schweizer Komplize

Der Mann steht beispielhaft für die Op-
fer der 46-jährigen Türkin und ihres
49-jährigen Ehemanns. Über zwei Jahre
lang hatte das Paar landes- und sprach-
unkundigen Zuwanderern vorgegaukelt,
ihnen dank bestechlichen Bekannten in
den Strassenverkehrsämtern bei Proble-
men helfen zu können. Solche Praktiken
sind ihnen aus der Heimat vertraut. Sie
nehmen ganz selbstverständlich an, dass
der Umgang mit den Behörden wie in
ihrem Kulturkreis ablaufe. Und wem
wenn nicht fürsorglichen Bekannten der-
selben Herkunft soll man denn trauen,
wenn es darum geht, administrative Hür-
den auf dem Weg zu einem gültigen
Fahrausweis zu überwinden oder Ver-
kehrsstrafen ungeschehen zu machen?

Die kaum Deutsch sprechende, vor 16
Jahren als Flüchtling in die Schweiz ge-
kommene Frau und ihr auch nicht son-
derlich sprachmächtiger Gatte, der seine
letzten drei Schuljahre in der Schweiz
absolvierte, sagten ihren Opfern, dass
man sie gegen entsprechendes Schmier-
geld durch die theoretische Fahrprüfung
lotsen könne. Sie verkauften ihnen die
frei im Handel erhältliche Lern-CD zu
überzogenem Preis und gaukelten ihnen
vor, dass sie damit einen Vorteil gegen-
über den anderen Prüflingen hätten.
Und sie besorgten ihnen über einen
Schweizer Fahrlehrer Nothelferausweise
und Verkehrskundebescheinigungen.

Die Betrüger versprachen auch, Fris-
ten von Fahrausweisentzügen verkürzen
und Einträge in den Massnahmenregis-
tern löschen zu lassen. Das funktionierte
natürlich nicht, aber die Betrüger konn-
ten darauf bauen, dass sich ihre Opfer
nicht an die Polizei wenden würden.
Schliesslich hatten sie sich allesamt auch
selber schuldig gemacht. Rund eine Vier-
telmillion Franken ertrogen haben die
seit Jahren keiner Arbeit nachgehende
Frau und ihr eine IV-Rente beziehender
Mann von 56 Opfern ertrogen. Die tat-
sächlichen Zahlen dürften höher sein.

Enorme Kosten

Das Bezirksgericht Zürich hat am Mitt-
woch die Frau und den Mann im abge-
kürzten Verfahren wegen gewerbsmässi-
gen Betrugs zu einer bedingten Frei-
heitsstrafe von 18 beziehungsweise 14
Monaten mit einer Probezeit von zwei
Jahren verurteilt. Zudem müssen sie die
Gerichts- und Verfahrenskosten von
rund 70 000 Franken übernehmen. «Soll-
ten Sie in den nächsten zehn Jahren zu
Geld kommen, müssen Sie diese Summe
zahlen», mahnt der Richter. Die Hono-
rare der beiden Pflichtverteidiger in dem
langwierigen Prozess belaufen sich auf
rund 95 000 bzw. gut 63 000 Franken. Sie
werden aus der Staatskasse bezahlt.

Urteile DG180 251 und DG180 252 vom
5. 12. 2018; noch nicht rechtskräftig.


